12. JULI 2021 - Gesetz zur Abänderung des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen und des Gesetzes vom 16. März 1803 zur Organisierung des Notariats und zur Festlegung verschiedener Bestimmungen infolge der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1151 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 im Hinblick auf den Einsatz digitaler Werkzeuge und Verfahren im Gesellschaftsrecht (AUSZÜGE)


(- Art. 1 bis 24: Belgisches Staatsblatt vom 4. Juli 2022,
- Art. 25 bis 29: Belgisches Staatsblatt vom 8. Juni 2023,
- Art. 33 und 34: Belgisches Staatsblatt vom 4. Juli 2022)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.


FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST JUSTIZ


12. JULI 2021 - Gesetz zur Abänderung des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen und des Gesetzes vom 16. März 1803 zur Organisierung des Notariats und zur Festlegung verschiedener Bestimmungen infolge der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1151 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 im Hinblick auf den Einsatz digitaler Werkzeuge und Verfahren im Gesellschaftsrecht


			PHILIPPE, König der Belgier,

		Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


	Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


TITEL 1 - Allgemeine Bestimmungen


	Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


	Art. 2 - Vorliegendes Gesetz dient der Teilumsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1151 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 im Hinblick auf den Einsatz digitaler Werkzeuge und Verfahren im Gesellschaftsrecht.




TITEL 2 - Abänderungen des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen


	Art. 3 - Artikel 2:7 § 2 des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"Satzungsmäßige Übertragungen der Befugnis zur Vertretung einer juristischen Person Dritten gegenüber, ihre Änderung und ihre Teilaufhebung oder vollständige Aufhebung werden separat in dem in Absatz 1 erwähnten elektronischen Datenbanksystem zusammen mit einer Qualifikation in Form von Metadaten hinterlegt und aufbewahrt und sind frei zugänglich. Ihre Hinterlegung erfolgt gleichzeitig mit der Hinterlegung der Satzung, in der sie festgelegt, geändert oder aufgehoben worden sind. Vorliegender Absatz findet keine Anwendung auf eventuelle Vertretungsklauseln, die Dritten gegenüber nicht wirksam sind."


	Art. 4 - Artikel 2:8 § 1 Absatz 1 desselben Gesetzbuches wird durch eine Nr. 11 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"11. gegebenenfalls Satzungsbestimmungen zur Übertragung der Befugnis zur Vertretung der Gesellschaft, die durch eine Urkunde eingeführt oder abgeändert worden sind, die Gegenstand der in Nr. 4 erwähnten Hinterlegung ist, und gegebenenfalls Tatsache ihrer Aufhebung."


	Art. 5 - Artikel 2:9 § 1 Absatz 1 desselben Gesetzbuches wird durch eine Nr. 11 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"11. gegebenenfalls Satzungsbestimmungen zur Übertragung der Befugnis zur Vertretung der VoG, die durch eine Urkunde eingeführt oder abgeändert worden sind, die Gegenstand der in Nr. 2 erwähnten Hinterlegung ist, und gegebenenfalls Tatsache ihrer Aufhebung."


	Art. 6 - Artikel 2:10 desselben Gesetzbuches wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 1 Absatz 1 erster Satz werden zwischen den Wörtern "binnen dreißig Tagen" und den Wörtern "ab dem Datum" die Wörter "ab dem Datum des Königlichen Erlasses zur Anerkennung der Unterlagen oder zur Billigung der Änderung der in § 2 Nr. 3 erwähnten Angaben oder in den anderen Fällen" eingefügt.

	2. Paragraph 1 Absatz 1 wird durch eine Nr. 11 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"11. gegebenenfalls Satzungsbestimmungen zur Übertragung der Befugnis zur Vertretung der IVoG, die durch eine Urkunde eingeführt oder abgeändert worden sind, die Gegenstand der in Nr. 2 erwähnten Hinterlegung ist, und gegebenenfalls Tatsache ihrer Aufhebung."




	Art. 7 - Artikel 2:11 desselben Gesetzbuches wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 1 erster Satz werden zwischen den Wörtern "binnen dreißig Tagen" und den Wörtern "ab dem Datum" die Wörter "ab dem Datum des Königlichen Erlasses zur Anerkennung der Unterlagen oder zur Billigung der Änderung der in § 2 Nr. 3 erwähnten Angaben für gemeinnützige Stiftungen oder in den anderen Fällen" eingefügt.

	2. Paragraph 1 wird durch eine Nr. 11 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"11. gegebenenfalls Satzungsbestimmungen zur Übertragung der Befugnis zur Vertretung der Stiftung, die durch eine Urkunde eingeführt oder abgeändert worden sind, die Gegenstand der in Nr. 2 erwähnten Hinterlegung ist, und gegebenenfalls Tatsache ihrer Aufhebung."


	Art. 8 - In Buch 2 Titel 4 Kapitel 3 Abschnitt 1 desselben Gesetzbuches wird ein Unterabschnitt 5 mit folgender Überschrift eingefügt:

	"Unterabschnitt 5 - Sonderbestimmungen bei der Online-Gründung".


	Art. 9 - In Unterabschnitt 5, eingefügt durch Artikel 8, wird ein Artikel 2:22/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. 2:22/1 - Wenn eine juristische Person über die in Artikel 13 § 2 des Gesetzes vom 16. März 1803 zur Organisierung des Notariats erwähnte elektronische Plattform gegründet wird, wird die in Artikel 2:8 § 1 Absatz 1 festgelegte Frist für die Hinterlegung verkürzt und die Gründung wird innerhalb eines Zeitraums von zehn Werktagen nach Erhalt der Gründungsurkunde und Zahlung der Bekanntmachungskosten abgeschlossen.

	Wenn eine juristische Person ausschließlich von natürlichen Personen unter Verwendung eines Musters für die Gründung gegründet wird, das durch die in Artikel 13 § 2 des Gesetzes vom 16. März 1803 zur Organisierung des Notariats erwähnte elektronische Plattform zur Verfügung gestellt wird, wird die in Absatz 1 festgelegte Frist verkürzt und die Gründung wird innerhalb eines Zeitraums von fünf Werktagen nach Erhalt der Gründungsurkunde und Zahlung der Bekanntmachungskosten abgeschlossen.

	Kann das Verfahren nicht innerhalb der in vorliegendem Artikel genannten Fristen abgeschlossen werden, wird der Antragsteller vom beurkundenden Notar über die Gründe für die Verzögerung unterrichtet."


	Art. 10 - In denselben Unterabschnitt 5 wird ein Artikel 2:22/2 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. 2:22/2 - In Abweichung von Artikel 2:13 erfolgen bei einer Gründung über die in Artikel 13 § 2 des Gesetzes vom 16. März 1803 zur Organisierung des Notariats erwähnte elektronische Plattform Bekanntmachungen in den Anlagen zum Belgischen Staatsblatt innerhalb der durch Artikel 2:22/1 festgelegten Fristen."


	Art. 11 - In Artikel 2:71 § 3 desselben Gesetzbuches, abgeändert durch das Gesetz vom 28. April 2020, werden die Wörter "§ 1" durch die Wörter "§ 2" ersetzt.


	Art. 12 - In Artikel 2:105 § 2 desselben Gesetzbuches werden die Wörter "2:79 und 2:80" durch die Wörter "2:80 und 2:81" ersetzt.


	Art. 13 - In Artikel 5:9 desselben Gesetzbuches wird Absatz 1 durch die Wörter ", gegebenenfalls in elektronischer Form und unterzeichnet mit einer elektronischen Signatur wie in Artikel 3 Nr. 10 bis Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG erwähnt" ergänzt.


	Art. 14 - In Artikel 5:25 Absatz 1 Nr. 6 desselben Gesetzbuches werden die Wörter "anhand einer Reihe von elektronischen Daten unterschrieben werden, die einer bestimmten Person zugeschrieben werden können und die die Integrität des Inhalts der Urkunde nachweisen" durch die Wörter "mit einer elektronischen Signatur wie in Artikel 3 Nr. 10 bis Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG erwähnt unterzeichnet werden" ersetzt.


	Art. 15 - In Artikel 5:61 Absatz 4 desselben Gesetzbuches werden die Wörter "anhand einer Reihe von elektronischen Daten unterschrieben werden, die einer bestimmten Person zugeschrieben werden können und die die Integrität des Inhalts der Urkunde nachweisen" durch die Wörter "mit einer elektronischen Signatur wie in Artikel 3 Nr. 10 bis Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG erwähnt unterzeichnet werden" ersetzt.


	Art. 16 - In Artikel 5:132 desselben Gesetzbuches wird Absatz 1 durch die Wörter ", gegebenenfalls in elektronischer Form und unterzeichnet mit einer elektronischen Signatur wie in Artikel 3 Nr. 10 bis Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG erwähnt" ergänzt.


	Art. 17 - In Artikel 6:10 desselben Gesetzbuches wird Absatz 1 durch die Wörter ", gegebenenfalls in elektronischer Form und unterzeichnet mit einer elektronischen Signatur wie in Artikel 3 Nr. 10 bis Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG erwähnt" ergänzt.


	Art. 18 - In Artikel 6:25 Absatz 1 Nr. 6 desselben Gesetzbuches werden die Wörter "anhand einer Reihe von elektronischen Daten unterschrieben werden, die einer bestimmten Person zugeschrieben werden können und die die Integrität des Inhalts der Urkunde nachweisen" durch die Wörter "mit einer elektronischen Signatur wie in Artikel 3 Nr. 10 bis Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG erwähnt unterzeichnet werden" ersetzt.


	Art. 19 - In Artikel 6:50 Absatz 4 desselben Gesetzbuches werden die Wörter "anhand einer Reihe von elektronischen Daten unterschrieben werden, die einer bestimmten Person zugeschrieben werden können und die die Integrität des Inhalts der Urkunde nachweisen" durch die Wörter "mit einer elektronischen Signatur wie in Artikel 3 Nr. 10 bis Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG erwähnt unterzeichnet werden" ersetzt.


	Art. 20 - In Artikel 7:12 desselben Gesetzbuches wird Absatz 1 durch die Wörter ", gegebenenfalls in elektronischer Form und unterzeichnet mit einer elektronischen Signatur wie in Artikel 3 Nr. 10 bis Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG erwähnt" ergänzt.


	Art. 21 - In Artikel 7:29 Absatz 1 Nr. 6 desselben Gesetzbuches werden die Wörter "anhand einer Reihe von elektronischen Daten unterschrieben werden, die einer bestimmten Person zugeschrieben werden können und die die Integrität des Inhalts der Urkunde nachweisen" durch die Wörter "mit einer elektronischen Signatur wie in Artikel 3 Nr. 10 bis Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG erwähnt unterzeichnet werden" ersetzt.


	Art. 22 - In Artikel 7:31 Absatz 1 Nr. 8 desselben Gesetzbuches, ersetzt durch das Gesetz vom 28. April 2020, werden die Wörter "anhand einer Reihe von elektronischen Daten unterschrieben werden, die einer bestimmten Person zugeschrieben werden können und die die Integrität des Inhalts der Urkunde nachweisen" durch die Wörter "mit einer elektronischen Signatur wie in Artikel 3 Nr. 10 bis Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG erwähnt unterzeichnet werden" ersetzt.


	Art. 23 - In Artikel 7:74 Absatz 3 desselben Gesetzbuches werden die Wörter "anhand einer Reihe von elektronischen Daten unterschrieben werden, die einer bestimmten Person zugeschrieben werden können und die die Integrität des Inhalts der Urkunde nachweisen" durch die Wörter "mit einer elektronischen Signatur wie in Artikel 3 Nr. 10 bis Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG erwähnt unterzeichnet werden" ersetzt.


	Art. 24 - In Artikel 7:195 desselben Gesetzbuches wird Absatz 1 durch die Wörter ", gegebenenfalls in elektronischer Form und unterzeichnet mit einer elektronischen Signatur wie in Artikel 3 Nr. 10 bis Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG erwähnt" ergänzt.




TITEL 3 - Abänderungen des Gesetzes vom 16. März 1803 zur Organisierung des Notariats


Art. 25 - Artikel 12 des Gesetzes vom 16. März 1803 zur Organisierung des Notariats, ersetzt durch das Gesetz vom 4. Mai 1999 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 6. Juli 2017, wird wie folgt abgeändert:

1. Absatz 1 wird durch folgende Sätze ergänzt:

"Für die Erschienenen, die nur als Vertreter oder Bevollmächtigte auftreten oder nur Beistand leisten, müssen nur die Namen, die Vornamen und der Wohnsitz erwähnt werden. Ist der Bevollmächtigte ein Mitarbeiter einer Notariatsstube, der in dieser Eigenschaft bestellt wurde, kann der Vermerk des Wohnsitzes des Bevollmächtigten durch eine Wohnsitzwahl am Sitz der Notariatsstube ersetzt werden."

2. In Absatz 2 wird der Satz "Für die Erschienenen, die nur als Vertreter oder Bevollmächtigte auftreten oder nur Beistand leisten, müssen nur die Namen, die Vornamen und der Wohnsitz erwähnt werden." durch folgenden Satz ersetzt:

"Für die in entmaterialisierter Form aufgenommenen Urkunden ist das Datum der Beurkundung das in der elektronischen Signatur des Notars enthaltene Datum und der Ort der Beurkundung der Ort, an dem die Urkunde von diesem Notar unterzeichnet wird."

3. In Absatz 3 werden die Wörter "Das Datum, an dem die Urkunde vom Notar unterzeichnet wird, und die einer Zahlungspflicht unterliegenden Beträge" durch die Wörter "Einer Zahlungspflicht unterliegende Beträge" ersetzt.


Art. 26 - Artikel 13 desselben Gesetzes, abgeändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 6. Mai 2009, selbst ersetzt durch das Gesetz vom 6. Juli 2017, dessen aktueller Text § 1 bilden wird, wird wie folgt abgeändert:

1. Absatz 2 wird durch die Wörter "und Er kann zusätzliche Modalitäten für die Erstellung der Urkunden festlegen, die in entmaterialisierter Form aufgenommen werden dürfen." ergänzt.

2. Der Artikel wird durch die Paragraphen 2 und 3 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"§ 2 - Mit Ausnahme der Gründung einer Stiftung durch Testament können authentische Urkunden über die Gründung juristischer Personen in entmaterialisierter Form aufgenommen werden. Die Bestimmungen von Artikel 18quinquies § 2 Nr. 2 bis 6 sind auf diese Urkunden anwendbar und der König kann zusätzliche Modalitäten für die Erstellung und Aufbewahrung festlegen.

In Abweichung von Artikel 9 § 3 und ungeachtet des Rechts der Parteien, persönlich zu erscheinen, können in Absatz 1 erwähnte Urkunden auch im Fernabsatz aufgenommen werden gemäß den Bestimmungen von Artikel 18quinquies § 2 Nr. 1 bis 6, sofern diese Urkunden nicht mit einer Sacheinlage einhergehen. Die elektronische Plattform, die zu diesem Zweck zur Verfügung gestellt wird, wird vom Königlichen Verband des Belgischen Notariatswesens verwaltet.

Die Parteien einer Gründungsurkunde, die Bürger eines Mitgliedstaates der Europäischen Union sind, können darüber hinaus jedes andere elektronische Identifizierungsmittel verwenden, das entweder im Rahmen eines von Belgien genehmigten elektronischen Identifizierungssystems ausgestellt wurde oder das in einem anderen Mitgliedstaat ausgestellt wurde und für die Zwecke der grenzüberschreitenden Authentifizierung nach Artikel 6 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG anerkannt wird, sofern dieses Identifizierungsmittel ein gleichwertiges Identifizierungs- und Authentifizierungsniveau ermöglicht wie die in Artikel 18quinquies § 2 Nr. 2 erwähnten Identifizierungsmittel. In diesem Fall unterzeichnen sie die Urkunde anhand einer qualifizierten elektronischen Signatur, die über die in Absatz 2 erwähnte elektronische Plattform erzeugt wird. Vorliegender Absatz ist auch auf Vollmachten in entmaterialisierter Form anwendbar, die von denselben Personen im Hinblick auf die Unterzeichnung der Gründungsurkunde erteilt werden, wenn es sich bei diesen Vollmachten um Vollmachten in authentischer Form handelt.

In den in den Absätzen 2 und 3 erwähnten Fällen kann der Notar das persönliche Erscheinen einer Partei verlangen:

1. wenn der begründete Verdacht besteht, dass ein Identitätsbetrug vorliegt,

2. wenn dies zur Kontrolle der Einhaltung der Regeln über die Handlungsfähigkeit der Partei oder ihre Befugnis zur Vertretung der juristischen Person, für deren Rechnung sie auftritt, erforderlich ist.

§ 3  Wird eine entmaterialisierte Urschrift mit späteren Fuß- oder Randvermerken, Ergänzungen oder Anhängen ergänzt, erfolgt dies in Form einer separaten Hinzufügung des Vermerks oder Dokuments unter der NABAN-Nummer der Urkunde in der Bank für notarielle Urkunden. Betrifft die Hinzufügung die Verzeichnisnummer der Urkunde, reicht die Hinzufügung der Verzeichnisnummer im Rahmen der Metadaten der Urkunde aus."


Art. 27 - In Artikel 18 § 1 Absatz 1 desselben Gesetzes, ersetzt durch Artikel 20 Nr. 2 des Gesetzes vom 6. Mai 2009, selbst ersetzt durch das Gesetz vom 6. Juli 2017 und selbst abgeändert durch das Gesetz vom 5. Mai 2019, werden die Wörter "Artikel 13 Absatz 1" durch die Wörter "Artikel 13 § 1 Absatz 1" ersetzt.


Art. 28 - Artikel 18quinquies desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 30. April 2020, wird wie folgt abgeändert:

1. In § 1 werden die Wörter "13 und 20" durch die Wörter "13 § 1 und 20" und die Wörter "im Fernabsatz auf elektronischem Wege" durch die Wörter "in entmaterialisierter Form, ob im Fernabsatz oder nicht," ersetzt.

2. In § 2 Nr. 1 werden zwischen dem Wort "erscheinen" und den Wörtern "über Videokonferenzschaltung" die Wörter "persönlich und/oder" eingefügt.


Art. 29 - In Artikel 18sexies desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 20. Dezember 2020, wird Absatz 2 durch die Wörter "sowie gegebenenfalls aus den offiziellen Registern der anderen Länder, sofern die Rechtsvorschriften dieser Länder dies zulassen." ergänzt.






TITEL 4 - Aufhebungsbestimmungen und andere Abänderungsbestimmungen - Inkrafttreten


(...)


KAPITEL 2 - Inkrafttreten


	Art. 33 - Die Verpflichtung zur Hinterlegung und Aufbewahrung der satzungsmäßigen Übertragungen der Befugnis zur Vertretung einer juristischen Person, die in den Artikeln 2:7 § 2 Absatz 2, 2:8 § 1 Absatz 1 Nr. 11, 2:9 § 1 Absatz 1 Nr. 11, 2:10 § 1 Absatz 1 Nr. 11 und 2:11 § 1 Nr. 11 des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen erwähnt ist, und ihrer späteren Änderungen und Aufhebungen tritt für Satzungsbestimmungen aus in Belgien aufgenommenen notariellen Urkunden am 1. August 2021 in Kraft und für die anderen Urkunden am Tag, an dem der auf sie anwendbare Teil des in Artikel 2:7 § 2 Absatz 1 desselben Gesetzbuches erwähnten öffentlich zugänglichen elektronischen Datenbanksystems operationell wird. Dieses Datum wird durch Bekanntmachung im Belgischen Staatsblatt veröffentlicht.

	Für juristische Personen, deren bestehende satzungsmäßige Übertragungen der Vertretungsbefugnis am Tag des Inkrafttretens dieser Verpflichtung noch nicht gemäß Artikel 2:7 § 2 Absatz 2 desselben Gesetzbuches hinterlegt und aufbewahrt sind, erfolgt die Hinterlegung gleichzeitig mit der ersten darauffolgenden Hinterlegung einer neuen koordinierten Fassung der Satzung.


	Art. 34 - Die Artikel 3 bis 5, 6 Nr. 2, 7 Nr. 2, 8 bis 10 und 26 bis 29 treten am 1. August 2021 in Kraft.


	Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


	Gegeben zu Brüssel, den 12. Juli 2021


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Justiz
V. VANQUICKENBORNE

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
V. VAN QUICKENBORNE
